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SARS CoV II Testpflicht in den griechischen Schulen 
Münchens; Kultusministerschreiben vom 09.04.2021

Sehr geehrte Leiter der Erziehungsabteilung, sehr geehrte Frau 
Bessi,

ich zeige an, dass mich die Elternbeiräte im Namen der Eltern der 1. 
Privten Volksschule der Republik Griechenland, der Pythagoras 2. 
Griechischen Grundschule, der Sokrates Grundschule, sowie der 
Verein Griechischer Eltern und Erziehungsberechtigter der 
Schulkinder aus München und Umgebung mit der Wahrnehmung 
ihrer rechtlichen Interessen beauftragt haben. Zum Nachweis 
meiner ordnungsgemäßen Bevollmächtigung füge ich die 
Vollmachten bei.

Ich bitte Sie, ausschließlich mit meiner Kanzlei zu korrespondieren.
In der Sache selbst hat eine außerordentliche Maßnahme der 
bayrischen Staatsregierung meine Mandantschaft zu diesem Schritt 
veranlasst. Die Eltern sind in großer Sorge um die Gesundheit und 
das Wohl ihrer Kinder. Der Umstand, dass Ihre Schutzbefohlenen, 
die griechischen Schulkinder, gemeinsam eng aufeinander in 
Schulbussen zu den einzelnen Schulen gebracht werden, sich dabei 
anstecken könnten und nachher in der Schule auf Covid19 getestet 
werden, birgt das Risiko von der Verbringung von Viren in die 
Schulen sowie von Ansteckungen, die doch gerade vermieden 
werden sollen. Dieser Irrsinn ist von den Ministerien für Gesundheit 
und Kultus zu verantworten. Bitte veranlassen Sie den Schutz der 
griechischen Kinder und seien Sie nicht länger Handlanger dieses 
Irrsinns. Im Einzelnen:

1.
Die Änderungsverordnung mit Wirkung vom 12.04.2021 zur 12. 
Bay. IfSMV, BayMBl. 2021 Nr. 261 vom 09.04.2021 sowie das 
Schreiben des Kultusministeriums vom 09.04.2021 sind in 
mehrfacher Hinsicht rechtswidrig. Sie verletzen in 
unverhältnismäßiger Weise

- das Kindeswohl wegen des invasiven Eingriffs und dem 
ausgeübten Zwang, insbesondere bei Grundschülern

- das Grundrecht der Kinder auf Bildung
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- das Grundrecht der Kinder auf informationelle 
Selbstbestimmung, Art. 2 GG, und das Datenschutzrecht

- das Elternrecht der Personensorge im Bereich der 
Gesundheit, Art. 6 I GG

- das Diskriminierungsverbot gemäß Art. 3 I, III GG im 
Vergleich zu Lehrkräften und Arbeitnehmern, die zuhause 
testen dürfen

- das Personalrecht, da die Lehrkräfte kein medizinisches 
Personal sind

- das Medizinproduktegesetz, da keine Bestätigung der 
Zulassung für die Schnelltests von der Staatsregierung 
vorliegt

Das Verbot bei Widerspruch gegen die Testung am Schulunterricht 
teilzunehmen und Prüfungen ablegen zu dürfen ist 
unverhältnismäßig und verletzt internationale Übereinkommen, die 
den Anspruch auf Bildung garantieren (EMRK, Art. 28 UN 
Kinderrechtskonvention). Ebenso verstößt der nicht gewährleistete
online Unterricht dagegen. Die Regelung, dass Tests in der Schule -
nach der Fahrt im Schulbus - durchgeführt werden ist im Sinne der 
Vermeidung von Infektionen unsinnig und verletzt die 
Fürsorgepflicht gegenüber Ihren Schutzbefohlenen.

Der Umstand, dass die Kinder mit der gefährlichen (giftigen) 
Pufferlösung hantieren (siehe Beipackzettel) ist unhaltbar. Die 
Selbstverletzung mit Nasenbluten kann als Risiko zweimal die 
Woche nicht akzeptiert werden. Warum sorgen Sie nicht dafür, dass 
wenigstens die nicht invasiven und weniger gefährlichen 
Speicheltests verwendet werden? Wer hat die Tests, die an den 
griechischen Schulen verwendet werden, beschafft? Bitte nennen 
Sie mir die verantwortliche(n) Person(en) inklusive Kontaktdaten.
Den Schülern steht KEINERLEI Sicherheitsausrüstung zur 
Verfügung: keine Schutzbrillen, keine Handschuhe, keine 
Augenduschen, kein Schutzkittel - einfach nichts. Das ist für 
griechische Grundschüler im Raum München unzumutbar. 

Ein nicht hinnehmbarer Verstoß gegen den Datenschutz ist die 
Kenntniserlangung der Testergebnisse der Klassenkameraden. Was 
ist wenn die Mitschüler erfahren ein Kind ist positiv getestet? Im 

Artikel 9, Abs. 1 der DSG-VO ist die Erfassung, Verarbeitung und 
Speicherung von sensiblen personenbezogenen Daten,
wie hier in diesem Fall medizinische Daten, generell untersagt. Link 
für die DSG-VO für diese Verordnungen: https://www.dsgvo-
portal.de/dsgvo_artikel_9.php

In Baden-Württemberg dürfen Grundschüler zuhause unter 
elterlicher Aufsicht die Schnelltests machen, vgl. https://km-
bw.de/site/pbs-bw-km-root/get/documents_E-
424974624/KULTUS.Dachmandant/KULTUS/KM-
Homepage/Artikelseiten%20KP-
KM/1_FAQ_Corona/00_Handreichung_Teststrategie_Stand%2007.0
4.2021.pdf. Warum nicht hier? Sind die Eltern in Bayern eine 
weniger vertrauenswürdige Bevölkerungsgruppe als Lehrer oder 
Arbeitnehmer, die zuhause die Schnelltests machen dürfen?
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Den Lehrkräften zuzumuten anstatt Bildung zu vermitteln bei den 
Selbsttests der Schüler anwesend zu sein, aber nicht Hilfestellung 
geben zu dürfen wie medizinisches Personal sowie die durch 
zwingende Anwesenheit datenschutzrechtswidrige Erlangung von 
personenbezogenen Gesundheitsdaten der Schüler ist nicht mit dem 
Personalrecht vereinbar.

Das Inverkehrbringen und die Anwendung von nicht zugelassenen 
Medizinprodukten (Nasenabstrich Testkits) ist zulassungspflichtig.
Nach telefonischer Rücksprache mit dem bayrischen 
Kultusministerium und Gesundheitsministerium muss ich Ihnen 
mitteilen, dass bis dato über die geforderte Freigebung der Tests 
wie sie der Bay. VGH am 12.04.2021 unter Bezugnahme auf § 11 
Medizinproduktegesetz (MPG) fordert, keine Informationen 
vorliegen. Die haftungsrechtlichen Folgen sind z.B. in den Urteilen 
OLG Zweibrücken, 30.01.2014 - 4 U 66/13 und EuGH, 16.02.2017 -
C-219/15 beschrieben.

2.
Den Eltern und Elternvertretern sowie mir ist bewusst, dass Sie 
weder diese Regelung sich ausgedacht noch die Medizinprodukte in 
Verkehr gebracht haben. Aber die Ausführung einer rechtswidrigen 
Verordnung und Allgemeinverfügung sowie die Anwendung von 
nicht zugelassenen Medizinprodukten macht Sie zu Mittätern. 
Gleiches gilt für die fehlende Schutzausrüstung, fehlende Beteiligung 
medizinischen Personals und die grobe Fahrlässigkeit erst die Kinder 
gemeinsam im Schulbus zu transportieren und erst danach den Test 
durchzuführen. Sie machen sich durch Unterlassen der 
Gefahrenabwehr gegenüber Ihren Schutzbefohlenen zu Mittätern.

3.
Ergänzend möchte ich Sie über einen aktuellen Beschluss des AG 
Weilheim 9 F192/21 informieren. Es wurde im Eilverfahren 
angeordnet, dass der Schüler keine Maske in der Realschule zu 
tragen hat. Für den Fall, dass alle Schüler einer Klasse und die 
Lehrerin bzw. der Lehrer negativ getestet sind, somit gesund und 
nicht ansteckend sind, dann darf keine Maskenpflicht im Unterricht 
gefordert werden, denn es entfällt der Rechtsgrund für die 
Freiheitsbeschränkung. Die Maskenpflicht wäre in diesem Fall im 
Rechtssinne unverhältnismäßig. 

4.
Hiermit untersage ich namens meiner Auftraggeber, dass die 
Schülerinnen und Schüler der betreffenden Schulen auf dem 
Schulgelände mit Antigen-Schnelltests auf COVID-19 getestet 
werden.
Ich untersage ferner namens meiner Auftraggeber, dass diese
Schülerinnen und Schüler mit Nasenabstrich-Antigen-Schnelltests
getestet werden, solange die Bayerische Staatsregierung keine 
nachvollziehbare Freigabe der verwendeten Medizinprodukte 
vorlegen kann.

Sie haben nicht das Recht, die Teilnahme der Schülerinnen und
Schüler am Präsenzunterricht von einer solchen Testung abhängig 
zu machen.
Für den Fall, dass einem Kind aus diesem Grund der Zutritt zum 
Schulgelände versagt oder er/sie des Schulgeländes verwiesen wird, 
behalten meine Auftraggeber sich gerichtliche Schritte vor. Erst 
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recht behalten sie sich gerichtliche Schritte für den Fall vor, dass Sie 
oder die Schulleiter der griechischen Schulen den Schulkindern aus 
Anlass der verweigerten Testung unentschuldigte Fehltage zur Last 
legen. 

Diese Warnung ist auszusprechen, um Ihnen Gelegenheit zu geben 
von rechtswidrigem und kindeswohlschädlichem Handeln 
abzulassen. Falls Sie und die Schulleiter dem 
Unterlassungsverlangen nicht Folge leisten, werden meine 
Mandanten Sie und die Schulleiter als Täterinnen und Täter wegen 
Nötigung im Amt, vollendeter Nötigung (kein Test, kein 
Präsenzunterricht, keine Teilnahme an Probe/Abschluss) anzeigen, § 
36 Abs. 1 BeamtStG. Ferner werden sie Privatklage erheben und 
Schadensersatz und Schmerzensgeld von Ihnen verlangen.

Ich gehe mit meiner Mandantschaft jedoch davon aus, dass Sie dem 
Unterlassungsverlangen Folge leisten, bei den Ministerien mit dem 
Ziel der Aufhebung vorstellig werden und sich damit Weiterungen
erübrigen.

Mit freundlichem Gruß

Dr. Harald von Herget
Rechtsanwalt


